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Herausgegeben von der Präsidentin der Hochschule Ruhr West 

 
Duisburger Straße 100, 45479 Mülheim an der Ruhr 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 22 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein- 
Westfalen (Hochschulgesetz – HG) in der Fassung von Artikel 1 des Gesetzes betreffend die 
Mitgliedschaft der Universitätskliniken im Arbeitgeberverband des Landes vom 30. Juni 2022 (GV. 
NRW. S. 780b) hat der Senat der Hochschule Ruhr West die folgende Änderungsordnung zur 
Rahmenprüfungsordnung für Masterstudiengänge als Satzung erlassen: 
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Artikel I 
 

Änderung der Rahmenprüfungsordnung für Masterstudiengänge vom 10.07.2020 in der Fassung der Ersten 

Änderungsordnung vom 22.01.2021 
 
 
 

Die Rahmenprüfungsordnung für Masterstudiengänge vom 10.07.2020 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 12/2020) 

in der Fassung der Ersten Änderungsordnung vom 22.01.2021 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 03/2021) wird 

wie folgt geändert: 

 
 
 

1. In der Präambel wird das Wort „roter“ durch das Wort „grüner“ ersetzt. 

2. Im gesamten Text werden die rot markierten Textstellen durch grün markierte Textstellen ersetzt. 

3. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) In der Angabe zu § 17a wird das Wort „Aufgaben“ durch das Wort „Prüfungen“ ersetzt. 

b) Nach der Angabe zu § 20a wird folgende Angabe eingefügt: „§ 20 b Durchführung von Online- 
Prüfungen“. Die Angabe § 20b „Elektronische Prüfungen“ wird zur Angabe „§ 20c 
Computerbasierte Prüfungen“. 

 
c) Nach der Angabe zu § 24 wird folgende Angabe eingefügt: „§ 24a Verlängerung der 

Bearbeitungszeit wegen Krankheit; Rücktritt von der Abschlussarbeit“. 

 
4. In § 4 Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „etwa“ gestrichen. 

5. In § 8 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „aus“ durch das Wort „in“ ersetzt. 

6. In § 10 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „zur“ durch die Wörter „zum Ende der“ ersetzt. 

7. In § 11 Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „Professorinnen und Professoren“ durch das Wort „Lehrenden“ 

ersetzt. 

8. § 14 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Dies gilt auch für Module, die nach Maßgabe des § 8 anerkannt wurden.“ 

b) Satz 2 wird zu Satz 3. 

9. § 15 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a. Hinter Satz 3, Halbsatz 1 wird das Semikolon gestrichen und durch einen Punkt ersetzt, folgender 

Satz wird dahinter eingefügt: „Ein Prüfling, der einem anderen Prüfling die Übernahme der eigenen 

Prüfungsleistung gestattet oder diese duldet, verhält sich ebenfalls ordnungswidrig und kann auch 

von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden.“ Im zweiten Halbsatz werden die 

Wörter „in diesem Fall“ durch die Wörter „In diesen Fällen“ ersetzt. 

b. Im letzten Satz werden die Wörter „für den Ausschluss“ gestrichen. 
 

10. In § 16 Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „zur“ durch die Wörter „zum Ende der“ ersetzt. 
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11. § 17a wird wie folgt neu gefasst: 
 
 

„§ 17a 
Prüfungen im Antwort- 

Wahl-Verfahren 

(1) Die Prüferinnen und Prüfer können das Antwort-Wahl-Verfahren in Prüfungen ganz oder teilweise 

anwenden, soweit diese Prüfungsform geeignet ist, den der Prüfung zugrunde liegenden Stoff in 

geeigneter Weise abzuprüfen. Die Prüfungsfragen dürfen nicht mehrdeutig sein. Die Bestimmungen 

zu Prüfungen im Antwort-Wahl-Verfahren finden nur Anwendung, wenn der Anteil der im Antwort- 

Wahl-Verfahren zu erbringenden Punkte mindestens 20 Prozent der insgesamt zu erbringenden 

Prüfungsleistung beträgt. 

(2) Aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren sind durch zwei Prüferinnen und Prüfer oder durch eine 

Prüferin oder einen Prüfer und eine fachkundige Person hinsichtlich der Auswahl des 

Prüfungsstoffs, der Ausarbeitung der Fragen, der Festlegung der Antwortmöglichkeiten, der 

Untergliederung der Prüfung in Prüfungsabschnitte, der Ausgestaltung des Prüfungsverfahrens, der 

Bestehensvoraussetzungen und des Maßstabs der Notenvergabe gemeinsam zu erstellen sowie auf 

etwaige Fehlerhaftigkeit zu untersuchen. Beide Personen, die die Prüfung erstellt haben und die 

Bewertungsgrundsätze sind elektronisch über das von der Hochschule Ruhr West zur Verfügung 

gestellte System oder auf dem Prüfungsbogen auszuweisen. 

(3) Zu jeder einzelnen Aufgabe des Antwort-Wahl-Verfahrens ist auf dem Prüfungsbogen anzugeben, 

ob jeweils nur eine oder keine; genau eine (Single-Choice; Typ „1 aus n“), mehrere oder sämtliche 

(Multiple-Choice; Typ „x aus n“) der angegebenen Antwortmöglichkeiten zutreffend ist oder sind 

sowie die bei richtiger Beantwortung der jeweiligen Frage maximal erreichbare Punktzahl. Bei 

Single-Choice-Fragen wird die volle Punktzahl vergeben, wenn genau die richtige 

Antwortmöglichkeit gewählt wurde. Wird eine falsche Antwortmöglichkeit, werden mehrere oder 

wird keine solche gewählt, so wird die Frage mit null Punkten bewertet. Für andere Fragentypen 

muss entsprechend eine eindeutige Bewertung angegeben werden. Negative Werte bei der 

Bewertung einzelner Aufgaben sind unzulässig. 

(4) Eine Prüfung mit Aufgaben des Antwort-Wahl-Verfahrens gilt als bestanden, wenn 
 

a) 50 % der erreichbaren Punkte erreicht wurden (absolute Bestehensgrenze) oder 
 

b) die Zahl der erreichten Punkte die durchschnittliche Prüfungsleistung der Prüflinge um nicht 

mehr als einen von der Prüferin/ dem Prüfer festzulegenden Prozentsatz unterschreitet, die an 
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der Prüfung teilgenommen haben (relative Bestehensgrenze). Wird kein Prozentsatz festgelegt, 

so gilt hier der Prozentsatz von 20%. 

Wird erst nach Durchführung der Prüfung festgestellt, dass eine Prüfungsaufgabe fehlerhaft ist, so 

ist diese bei der Feststellung des Prüfungsergebnisses nicht zu berücksichtigen. Die Zahl der 

Aufgaben für die jeweilige Prüfung mindert sich entsprechend. Die Verminderung der Zahl der 

Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil des Prüflings auswirken.“ 

12. Dem § 20a Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
 

„Der Regelung des § 16 Absatz 1 Satz 2 wird in hinreichendem Maße Rechnung getragen.“ 
 

13. § 20b wird durch die folgenden § 20b und § 20c ersetzt: 
 
 
 
 
 

(1) Prüfungen können 

„§ 20 b 
Durchführung von 
Online-Prüfungen 

- in elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation in der Hochschule sowie 

- in elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation als Fernprüfung durchgeführt 

werden, soweit auch in dieser Art der Durchführung das in den Modulbeschreibungen dargestellte 

Kompetenzniveau festgestellt und in seiner Qualität eingeordnet werden kann. 

 
Die Prüferin/ der Prüfer legt dies spätestens bis zum Ende der ersten Woche der Vorlesungszeit fest. 

Besondere hochschulseitig getroffene Reglungen bezüglich der Durchführung von Online- 

Prüfungen sind zu berücksichtigen. 

 
(2) Bei Prüfungen in Fernaufsicht ist die Identität der Prüfungskandidatin oder des Prüfungskandidaten 

dergestalt zu überprüfen, dass dies vor Beginn oder im Verlauf einer Prüfung nach Aufforderung mit 

Hilfe eines gültigen Ausweisdokumentes erfolgt. Die Prüfungsteilnehmerinnen und 

Prüfungsteilnehmer können die in dem dafür verwendeten Dokument enthaltenen Angaben, die für die 

Identitätsprüfung nicht relevant sind, abdecken oder abkleben. Eine Speicherung der im 

Zusammenhang mit der Authentifizierung verarbeiteten Daten über eine technisch notwendige 

Zwischenspeicherung hinaus, etwa in Form von Screenshots, ist unzulässig. Personenbezogene Daten 

aus einer technisch erforderlichen Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 

 
(3) Soweit aufgrund der Prüfungsform eine Aufsicht vorgesehen wird, ist diese als Fernaufsicht so zu 

gestalten, dass der Persönlichkeitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nur soweit 

eingeschränkt werden, als es für den berechtigten Aufsichtszweck erforderlich und angemessen ist. 
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Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer werden zum Zweck der Fernaufsicht 

verpflichtet, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten 

Kommunikationseinrichtungen zu aktivieren. Dabei ist die ständige Sichtbarkeit des Gesichts und des 

Oberkörpers der Prüfungsteilnehmerin oder des Prüfungsteilnehmers zu gewährleisten. 

Die Fernaufsicht darf grundsätzlich nicht intensiver gestaltet werden als bei Präsenzprüfungen. Die 

Aufteilung der Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer auf mehrere die Fernaufsicht 

führende Personen in eigenen Videokonferenzen bzw. in innerhalb einer Videokonferenz 

eingerichteten weiteren virtuellen Räumen ist zulässig. 

Eine weitere Beaufsichtigung von Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern, die die Prüfung 

vor dem Ende der Bearbeitungszeit abgegeben haben, erfolgt nicht. 

 
(4) Bestehen Anhaltspunkte für einen Täuschungsversuch, so kann die die Fernaufsicht führende Person 

während der Prüfung jederzeit verlangen, zur Aufklärung des Sachverhalts die Kamera geeignet zu 

positionieren, zu fokussieren oder mithilfe eines Kameraschwenks Bilder des Arbeitsplatzes oder des 

Prüfungsraumes zu übertragen. Sie kann ebenfalls verlangen, die Bildschirmansicht des für die 

Prüfung verwendeten Endgeräts zu übertragen. Der Sachverhalt ist im Prüfungsprotokoll zu 

vermerken. 

 

§ 20c 
Computerbasierte 

Prüfungen 

(1) Eine computerbasierte Prüfung ist eine Prüfung, deren Erstellung, Durchführung und Auswertung 

(mit Ausnahme der offenen Fragen) computergestützt erfolgt. Eine computerbasierte Prüfung ist 

zulässig, sofern diese in dieser Art dazu geeignet ist den Nachweis zu erbringen, dass der Prüfling 

Inhalt und Methoden des jeweiligen Moduls in den Zusammenhängen beherrscht und die 

erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten selbständig anwenden kann. 

(2) Die Prüferinnen und Prüfer der computerbasierten Prüfung müssen besondere, über die 

Bestimmungen dieser Prüfungsordnung hinausgehende einschlägige Kenntnisse in der Nutzung 

der einzusetzen Tools aufweisen. Die Aufgaben sind im Falle der elektronischen Auswertung 

durch zwei Prüferinnen und Prüfer oder durch eine Prüferin oder einen Prüfer und eine 

fachkundige Person in besonderem Maße hinsichtlich der Auswahl des Prüfungsstoffs, der 

Ausarbeitung der Fragen, der Festlegung der Antwortmöglichkeiten, der Untergliederung der 

Prüfung in Prüfungsabschnitte, der Ausgestaltung des Prüfungsverfahrens, der 

Bestehensvoraussetzungen und des Maßstabs der Notenvergabe gemeinsam zu erstellen sowie 

auf etwaige Fehlerhaftigkeit zu untersuchen. Beide Personen, die die Prüfung erstellt haben und 

die Bewertungsgrundsätze sind elektronisch über das von der Hochschule Ruhr West zur 
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Verfügung gestellte System auszuweisen. Für Bonuspunkte gelten diese Anforderungen nach 

derjenigen Maßgabe, dass eine Prüferin oder ein Prüfer insoweit tätig werden kann. 

(3) Über den Prüfungsverlauf ist eine besondere Niederschrift anzufertigen, in die mindestens die 

Namen der Protokollführerin oder Protokollführer sowie der Prüflinge, der Beginn und das Ende 

der Prüfung sowie evtl. besondere Vorkommnisse aufzunehmen sind. Es muss sichergestellt 

werden, dass die elektronischen Daten eindeutig und dauerhaft den Prüflingen zugeordnet werden 

können. Für den Fall einer technischen Störung wird durch entsprechende Sicherheitsmaßnahmen 

gewährleistet, dass keine der von den Prüflingen durchgeführten Aktionen verloren gehen. Der 

damit verbundene Zeitverlust wird durch eine entsprechende Schreibverlängerung ausgeglichen. 

In besonderen Ausnahmefällen kann der Prüfungsausschuss festlegen, dass die Prüfungsleistung 

wiederholt werden muss. 

(4) Durch eine Nachkorrektur der elektronischen Prüfungsleistung ist zu gewährleisten, dass 

offensichtliche Tippfehler bei Aufgaben mit Texteingaben nicht zu einer Bewertung der Antwort 

als unzutreffend führen können. 

(5) Den Prüflingen ist nach Maßgabe des § 30 dieser Prüfungsordnung die Möglichkeit der 

Einsichtnahme in die computergestützte Prüfung sowie in das von ihnen erzielte Ergebnis zu 

gewähren. Die Aufgabenstellung einschließlich der Musterlösung, das Bewertungsschema, die 

einzelnen Prüfungsergebnisse sowie die Niederschrift sind gemäß den gesetzlichen 

Bestimmungen zu archivieren. 

(6) Den Studierenden ist vor der Prüfung hinreichend Gelegenheit zu geben, sich mit den besonderen 

Prüfungsbedingungen und dem Prüfungssystem vor dem Hintergrund des Grundsatzes der 

Chancengleichheit vertraut zu machen. 

(7) Für computerbasierte Prüfungen im Rahmen des Antwort-Wahl-Verfahrens gilt ergänzend die 

Regelung des § 17a in entsprechender Anwendung. Für Bonuspunkte gilt insoweit ergänzend die 

Regelung des § 12 Abs. 3 in entsprechender Anwendung.“ 

14. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Hinter Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Hiervon bleibt die Regelung des § 24a unberührt.“ 

bb) Satz 3 wird zu Satz 4, Satz 4 wird zu Satz 5. 

cc) In Satz 5 werden die Wörter „und gegebenenfalls die festgesetzte verlängerte 

Bearbeitungszeit“ gestrichen. 
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b) In Absatz 5 werden hinter dem Wort „Prüflings“ die Wörter „oder sonst eines Falles des § 11a“ 

eingefügt. Das Wort „findet“ wird durch das Wort „finden“ ersetzt. Die Angabe „§ 15 Abs. 2“ 

wird durch die Wörter „die nachteilsausgleichenden Regelungen“ ersetzt. 

 
15. Nach § 24 wird folgender § 24 a eingefügt: 

 
„§ 24 a 

Verlängerung der 
Bearbeitungszeit wegen 
Krankheit; Rücktritt 
von der Abschlussarbeit 

 
 

(1) Bei Erkrankung des Prüflings kann auf Antrag die Frist für die Abgabe der Masterarbeit um 

insgesamt höchstens die Hälfte der nach § 24 Abs. 2 mitgeteilten Bearbeitungszeit verlängert 

werden. Eine ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Prüfungsunfähigkeit wird innerhalb 

von drei Werktagen nach dem Ausstellungsdatum im Original als Vorlage bei dem Prüfungsamt 

verlangt. Gibt der Prüfungsausschuss dem Antrag statt, wird dies dem Prüfling mitgeteilt. Die 

Verlängerung entspricht dabei der Krankheitszeit. 

(2) Wird die ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Prüfungsunfähigkeit nicht innerhalb von 

drei Werktagen nach dem Ausstellungsdatum vorgelegt, wird dem Antrag auf Verlängerung nicht 

stattgegeben. Entsprechendes gilt im Falle einer rückwirkend ausgestellten Bescheinigung. Im 

Falle der insoweit nicht fristgemäßen Abgabe wird die Bearbeitung des Themas als „nicht 

bestanden“ gewertet. 

(3) Überschreitet die Dauer der Erkrankung die Hälfte der nach § 26 Abs. 2 mitgeteilten 

Bearbeitungszeit, so kann der Prüfling die Arbeit innerhalb der verlängerten Frist abgeben oder 

unter Rückgabe des Themas von der Arbeit zurücktreten. Der Rücktritt ist dem 

Prüfungsausschuss im Prüfungsamt unverzüglich schriftlich anzuzeigen und glaubhaft zu 

machen.“ 

 
16. § 30 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses oder des Bescheides 

über die nicht bestandene Bachelorprüfung von der Hochschule Ruhr West archiviert“ durch die 

Wörter „ab Datum der Prüfung aufbewahrt“ ersetzt. 

b) Satz 3 wird gestrichen. 
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Artikel II 

Inkrafttreten 

Diese Ordnung zur Änderung der Rahmenprüfungsordnung für Masterstudiengänge der Hochschule Ruhr West tritt 

am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der Hochschule Ruhr West in Kraft. 

 
 
 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senates der Hochschule Ruhr West vom 18.01.2023. 
 
 

Bekannt gegeben und veröffentlicht durch die Präsidentin der Hochschule Ruhr West. 
 
 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein- 

Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) in der Fassung des Hochschulzukunftsgesetzes (HZG) vom 16.09.2014 

(GV. NRW. S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes zur konsequenten und solidarischen 

Bewältigung der COVID-19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen und zur Anpassung des Landesrechts im Hinblick 

auf die Auswirkungen einer Pandemie vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) eine Verletzung von Verfahrens- 

oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen Rechts der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit 

dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

1) die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2) das Präsidium hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums vorher beanstandet, 

3) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt, oder 

4) bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des Rügeausschlusses nicht 
hingewiesen worden. 

 
 
 
 

Mülheim an der Ruhr, den 31.01.2023 Die Präsidentin 
 
 
 

Gez. Prof. Dr. Susanne Staude 
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